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Vorwort

Immobilien und Steuern sind wesentliche Bestandteile unseres Lebens; so werden wir regelmäßig 
in Häusern geboren und verbringen auch einen Großteil unseres Lebens im Eigenheim, Büro, in 
der gemieteten oder gekauften Wohnung etc. Gleichzeitig beginnt bereits mit der Geburt die un-
beschränkte Einkommensteuerpflicht.
Immobilien wiederum unterliegen – mit Ausnahme der Grundsteuer – keiner eigenständigen 
Besteuerung; vielmehr knüpft die Besteuerung an unterschiedliche Vorgänge bzw. Zustände im 
Zusammenhang mit Immobilien an, wie beispielsweise die entgeltliche oder unentgeltliche Über-
tragung und die Eigen- oder Fremdnutzung. 
Um eine rationale Entscheidung für den Erwerb, die Nutzung bzw. die Veräußerung einer Immo-
bilie treffen zu können, ist die genaue Kenntnis aller Steuern, die auf Immobilien lasten oder mit 
ihrem Verkehr verbunden sind, erforderlich. Allerdings ist das deutsche Steuerrecht äußerst zer-
splittert, kompliziert und unterliegt einer hohen Änderungsgeschwindigkeit.
Dieser Umstand gibt Veranlassung, die Grundzüge der die Besteuerung von Immobilien regeln-
den Rechtsnormen geschlossen, in einem einführenden Informationswerk darzustellen. Das hier 
vorgelegte Buch will keinen Kommentar zu einzelnen die Immobilienbesteuerung ausmachenden 
Gesetzen ersetzen, sondern denjenigen, der sich mit steuerlichen Fragen zu Immobilien beschäf-
tigt, einen aktuellen fundierten Gesamtüberblick verschaffen. Die Darstellung verzichtet dement-
sprechend auf vertiefende Auseinandersetzungen und kritische Diskussionen. 
Für die Mithilfe bei der Erstellung der ersten Manuskriptentwürfe und der Literaturrecherchen 
bedanke ich mich insbesondere bei Frau RA’in Janine Betz, sowie des Weiteren bei Herrn stud. 
jur. Alexander Schott. Für die Durchsicht der umsatzsteuerlichen Aspekte bedanke ich mich bei 
Frau StB’in Zoé Wipfler. Auch gilt mein Dank Herrn stud. rer. oec. Sebastian Mattheis für seine 
Unterstützung bei der Manuskriptdurchsicht. 

Für Hinweise und Anregungen bin ich dankbar.

Darmstadt, im April 2010 Jürgen Lindauer
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§ 1 Allgemeiner Teil

A. Einleitung
Der Begriff  der Immobilie entstammt nicht dem Steuerrecht und hat daher auch keine steuerspe-
zifi sche Bedeutung. Im allgemeinen Sprachgebrauch versteht man unter „Immobilie“ ein Grund-
stück ohne oder sofern eine Bebauung gegeben ist mit einem oder mehreren darauf befi ndli-
chen Gebäuden sowie deren Zubehör. Gemeinhin werden auch Gebäude unabhängig von einem 
Grundstück als „Immobilie“ bezeichnet. 
Das Wort „Immobilie“ leitet sich aus dem Lateinischen immobilis ab, was unbeweglich heißt. Als 
Immobilie kann somit jede unbewegliche Sache bezeichnet werden.1 Wird im Folgenden von Im-
mobilie gesprochen, so ist dabei stets das mit einem Gebäude bebaute Grundstück gemeint.
Mit Ausnahme der Grundsteuer, die an das Eigentum anknüpft , unterliegen Immobilien grund-
sätzlich keiner eigenständigen Besteuerung. Vielmehr knüpft  die Besteuerung an unterschiedliche 
Vorgänge bzw. Zustände im Zusammenhang mit Immobilien wie die entgeltliche oder unent-
geltliche Übertragung (Kauf/Verkauf, Schenkung, Erbvorgang), die Eigen- oder Fremdnutzung 
für betriebliche Zwecke oder Wohnzwecke an. Im Rahmen dessen werden an unterschiedliche 
immobilienbezogene Tatbestände steuerliche Rechtsfolgen geknüpft . 
Voraussetzung für eine rationale Entscheidung für den Erwerb, die Nutzung bzw. die Veräuße-
rung von Immobilien ist die genaue Kenntnis der Steuerbelastung. Die Ermittlung der Steuerbe-
lastung ist jedoch erschwert, da das deutsche Steuerrecht keine eigenständige Immobilienbesteue-
rung kennt, sondern es sich um ein Vielsteuersystem2 handelt. Relevant sind im Wesentlichen die 
auf der folgenden Seite genannten Steuerarten, auf die im Einzelnen eingegangen wird. Daher 
stellt die steuerliche Behandlung von Immobilien ein komplexes, steuerartenübergreifendes Th e-
mengebiet dar.
Die vorliegende Abhandlung gliedert sich in einen Allgemeinen Teil (§ 1) und einen Besonderen 
Teil (§ 2). Während im Allgemeinen Teil übergreifende Th emen behandelt werden, wird im Be-
sonderen Teil vertiefend auf immobilienspezifi sche Steuerfragen unterschiedlicher Formen des 
Investments in Immobilien eingegangen.
Im Allgemeinen Teil erfolgt zunächst in Abschnitt B eine kurze Übersicht über die Besteuerung 
von Immobilienvermögen. Die Darstellung folgt dem Investitionszyklus. Hiernach ist zwischen 
der Besteuerung des Erwerbsvorgangs, der Nutzung und der Veräußerung („Besteuerungspha-
sen“) zu unterscheiden. Jede dieser Phasen löst eigene steuerliche Rechtsfolgen aus. Hierbei ist 
zwischen den unterschiedlichen Steuerarten zu diff erenzieren, die möglicherweise ausgelöst 
werden können. Anfallen können Ertragsteuern (Einkommensteuer, Körperschaft steuer, Gewer-
besteuer), Substanzsteuern (Erbschaft - bzw. Schenkungsteuer3, Grundsteuern) sowie Verkehr-
steuern (Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer).4 

1 Eine Ausnahme hiervon stellen in das jeweilige Register eingetragene Schiff e und Luft fahrzeuge dar, die im Rahmen 
des § 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG ebenfalls als unbewegliches Vermögen behandelt werden; zu Luft fahrzeugen vgl. BFH v. 
2.5.2000, DStR 2000, S. 1433. 

2 Tipke/Lang, Steuerrecht, 20. Aufl age, 2010, § 8, Rn. 18.
3 Nachfolgend Erbschaft steuer.
4 Vgl. die traditionelle betriebswirtschaft liche Gruppierung der Steuerarten, Rose/Watrin, Ertragsteuern , 19. Aufl age, 

2009, S. 23.
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§ 1 Allgemeiner Teil

  

Umsatz- 
steuer 

Gewerbe- 
steuer 

Erbschaft- und 
Schenkungsteuer 

Einkommen-/  
Körperschaftsteuer 

 

Grundsteuer Grunderwerb-
steuer 

Steuerpflichtiger 

Im Hinblick auf die Besteuerung der Nutzung kann zwischen der Eigennutzung für betriebliche 
oder für Wohnzwecke und der Fremdnutzung für betriebliche- oder Wohnzwecke diff erenziert 
werden.5

Für die steuerrechtliche Beurteilung kommt es u.a. darauf an, ob sich die Immobilie, determi-
niert durch die erzielte Einkunft sart, im Betriebs- oder Privatvermögen befi ndet. So kann eine 
Immobilie bspw. steuerliches Betriebsvermögen mit der Rechtsfolge darstellen, dass unabhängig 
von der Haltedauer die entgeltliche Veräußerung immer auch im Rahmen der Besteuerung des 
Ertrags (ESt, KSt, GewSt) zu berücksichtigen ist. Die Frage der Zuordnung zum Betriebs- bzw. 
Privatvermögen wird im nachfolgenden Abschnitt II erörtert.
Bei Erwerb einer Immobilie spielt deren Finanzierung eine wesentliche Rolle. So stellt sich ins-
besondere die Frage, ob die Finanzierungskosten steuerlich abzugsfähig sind. Hierauf wird über-
greifend kurz in Abschnitt C eingegangen.
Des Weiteren ist es erforderlich das Grundstück aus steuerlicher Sicht zu defi nieren bzw. ato-
misieren und gegenüber anderen Grundstücksbestandteilen, wie z.B. Betriebsvorrichtungen, 
Außenanlagen, Scheinbestandteile, etc. abzugrenzen. Liegen selbständige Wirtschaft sgüter vor, 
ergeben sich für diese ggf. unterschiedliche AfA-Methoden. Auch knüpft  das Steuerrecht an un-
terschiedliche Gebäudebestandteile wie z.B. Wohnungen, Arbeitszimmer, Ein- oder Mehrfamili-
enhäuser an, die es zu defi nieren gilt. Daher ist eine Abgrenzung der unterschiedlichen Grund-
stücksbestandteile erforderlich (Abschnitt D).
Darüber hinaus ist von entscheidender Bedeutung wem die Immobilie steuerrechtlich zuzurech-
nen ist. Das Steuerrecht geht bei dieser Frage nicht vom zivilrechtlichen, sondern vom wirtschaft -
lichen Eigentum i.S.d. § 39 AO aus. Ein Auseinanderfallen von zivilrechtlichem und wirtschaft -
lichem Eigentum kann sich insbesondere durch Nutzungsüberlassung (Miet- und Leasingver-
träge) ergeben. Gleiche Fragestellung kann z.B. bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden, 
Mietereinbauten bzw. -umbauten oder der Einräumung von Nießbrauchs- oder Erbbaurechten 
auft reten. Die Zurechnungsfrage ist daher zu beleuchten (Abschnitt E). 

5 R 4.2 Abs. 4 EStR 2008.
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A. Einleitung

Für Immobilien existiert im Steuerrecht kein einheitlicher Bewertungsmaßstab. So folgt die Ein-
kommensteuer weitestgehend den handelsrechtlichen Regelungen in Bezug auf die Anschaff ungs-/
Herstellungskosten. Für Zwecke der Erbschaft steuer, der Grundsteuer sowie der Grunderwerb-
steuer bestehen jeweils eigenständige Wertgrößen, die nicht selten auch erheblich voneinander 
abweichen. Abschnitt F beschäft igt sich daher mit den unterschiedlichen Bewertungsmaßstäben 
(Anschaff ungs-/Herstellungskosten, Einheitswert, Bedarfswert, Vergleichswert, Ertragswert, 
Sachwert). Für Zwecke der Ertragsteuern wird auch auf die Fortschreibung der Anschaff ungs-/
Herstellungskosten und die mögliche AfA eingegangen. 

12



1

1

24

§ 1 Allgemeiner Teil

B. Übersicht über die Besteuerung von 
Immobilienvermögen

Aus jeder der o.g. Besteuerungsphasen (Erwerb, Nutzung, Veräußerung) können sich steuer-
pfl ichtige Tatbestände ergeben. Die nachfolgende Darstellung soll eine erste Einführung in die 
Besteuerung von Immobilienvermögen geben. Zur leichteren Lesbarkeit wurde weitestgehend auf 
einen Quellennachweis verzichtet. Die Einzelthemen werden vertiefend nochmals im § 2 Beson-
derer Teil behandelt.

I. Art der wirtschaftlichen Betätigung
Die Art der wirtschaft lichen Betätigung ist Ausgangspunkt der steuerlichen Beurteilung. Im Fol-
genden wird überblickartig die Besteuerung der einzelnen Phasen des Investitionszyklus getrennt 
nach Verkehrs-, Substanz- und Ertragsteuern dargestellt. Hierbei wird zunächst nur vom Inlands-
fall ausgegangen, d.h. die Immobilie ist in Deutschland belegen und die Beteiligten sind Steue-
rinländer.

1. Besteuerung des Erwerbsvorgangs 

a) Grunderwerbsteuer
Erwirbt der Steuerpfl ichtige eine inländische Immobilie unterliegt dieser Vorgang grundsätzlich 
der Grunderwerbsteuer. Bemessungsgrundlage ist gem. § 8 GrEStG der Wert der Gegenleistung, 
welche im Regelfall dem Kaufpreis entspricht. Der Steuersatz beträgt 3,5%.6 Steuerschuldner sind 
Käufer und Verkäufer; regelmäßig wird die GrESt jedoch vom Käufer getragen. Unentgeltliche 
Übertragungen durch eine Erbschaft  bzw. Schenkung unterliegen regelmäßig nicht der Grund-
erwerbsteuer. Gleiches gilt u.a. bei entgeltlichem Erwerb zwischen in gerader Linie verwandten 
Personen (z.B. Vater-Sohn). 

b) Umsatzsteuer
Die Übertragung einer Immobilie durch einen Unternehmer - d.h. durch eine natürliche oder ju-
ristische Person, die selbständig und nachhaltig tätig ist - stellt grundsätzlich einen umsatzsteuer-
baren Vorgang dar. Allerdings sind gem. § 4 Nr. 9a UStG solche Umsätze steuerbefreit, die unter 
das GrEStG fallen. Dabei ist es nicht erforderlich, dass tatsächlich eine Grunderwerbsteuerpfl icht 
entsteht. Die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9a UStG greift  vielmehr auch dann, wenn das GrEStG 
ebenfalls eine Steuerbefreiung anordnet. 
Gem. § 9 Abs. 1 UStG hat der Verkäufer die Möglichkeit auf die Umsatzsteuerfreiheit zu verzich-
ten. Ist dies der Fall, wird der Umsatz als steuerpfl ichtig behandelt mit der Folge, dass der Verkäu-
fer die ihm in Rechnung gestellte Umsatzsteuer ggf. als Vorsteuer absetzen kann. Hervorzuheben 

6 Berlin, Hamburg, Sachsen-Anhalt 4,5%. Nach Pressemeldungen streben weitere Bundesländer die Erhöhung auf 4,5% 
an.
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B. Übersicht über die Besteuerung von Immobilienvermögen

ist bereits an dieser Stelle, dass es hinsichtlich des Optionsrechts bei Verkauf auf die umsatzsteuer-
liche Nutzung der Immobilie durch den Erwerber nicht ankommt. In der Praxis fi ndet jedoch bei 
Erwerb durch Privatpersonen das Optionsrecht regelmäßig keine Anwendung. 
Wird auf die Steuerbefreiung verzichtet, ist Bemessungsgrundlage der in der Rechnung für das 
Grundstück ausgewiesene Betrag ohne Umsatzsteuer.7 Steuerschuldner ist gem. § 13b Abs. 1 Nr. 
3, Abs. 2 UStG der Käufer. Der Steuersatz beträgt 19%. 

c) Erbschaft- und Schenkungsteuer
Wird eine Immobilie im Wege einer Verfügung von Todes wegen oder unter Lebenden erwor-
ben, so handelt es sich dabei grundsätzlich um einen erbschaft - bzw. schenkungsteuerpfl ichtigen 
Erwerbsvorgang. Der Steuersatz kann je nach Steuerklasse, die sich nach dem Grad der Verwandt-
schaft  und dem Wert des steuerpfl ichtigen Erwerbs bemisst, 7% bis 50% betragen. 
Für Erbschaft - und Schenkungsteuer wird das Grundvermögen nach unterschiedlichen Be-
wertungsmethoden (Vergleichswert-, Ertragswert- oder Sachwertverfahren), abhängig von der 
Grundstücksart bewertet, so dass für Zwecke der Erbschaft - und Schenkungsteuer weitestgehend 
Marktwerte angesetzt werden. 
Zu beachten ist jedoch, dass der Gesetzgeber eine Reihe von Verschonungsregelungen normiert 
hat, die eine zielgenaue Steuerbefreiung bzw. Steuerbegünstigung zur Folge haben, z.B. eine Steu-
erbefreiung selbst genutzter Wohnimmobilien bei Zuwendung unter Lebenden und von Todes 
wegen für Ehegatten sowie innerhalb der Kernfamilie und einen Verschonungsabschlag für zu 
Wohnzwecken vermietete Immobilien. 

d) Ertragsteuern
Ertragsteuerlich ist der Erwerb selbst unbeachtlich. Die von dem Erwerber aufgewendeten Zah-
lungen in Gestalt des Kaufpreises einschließlich der Erwerbsnebenkosten oder der Baukosten 
stellen steuerrechtlich Anschaff ungs- oder Herstellungskosten dar. Die Begriff e der Anschaff ungs- 
und Herstellungskosten sind für alle Einkunft sarten inhaltsgleich zu verwenden. Im Rahmen der 
Anschaff ungs- bzw. Herstellungskosten ist zwischen den Aufwendungen für das Gebäude und 
denen für den Grund und Boden zu unterscheiden. 
Erwirbt der Steuerpfl ichtige ein Gebäude zu eigenbetrieblichen bzw. fremdbetrieblichen Zwek-
ken oder fremden Wohnzwecken, kann er je nach Einkunft sart die Aufwendungen für das Ge-
bäude über die Nutzungsdauer innerhalb der regelmäßigen Absetzung für Abnutzung (AfA) als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten verteilen. Ein Abzug der Aufwendungen als Absetzung 
für Abnutzung (AfA) ist also regelmäßig dann möglich, wenn der Steuerpfl ichtige die Immobilie 
nicht zu eigenen Wohnzwecken nutzt. Ausnahmen bestehen für zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzten Baudenkmalen, Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsgebie-
ten (vgl. § 10f EStG) und ungenutzte schutzwürdige Kulturgüter (vgl. § 10g EStG). 

7 Abschnitt 182a Abs. 34 UStR 2008.
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§ 1 Allgemeiner Teil

Der AfA-Satz beträgt, je nach Nutzungsart und Zuordnung des Gebäudes zu Privat- oder Be-
triebsvermögen sowie dem Jahr der Fertigstellung, 2%, 2,5% oder 3% der Anschaff ungs- oder 
Herstellungskosten.8

Anschaff ungskosten für den Grund und Boden können nicht im Wege der planmäßigen AfA als 
Werbungskosten oder als Betriebsaugaben abgezogen werden, da der Grund und Boden ein nicht 
abnutzbares Wirtschaft sgut darstellt. Außerplanmäßige AfA ist unter besonderen Umständen 
möglich, sofern der Grund und Boden dem Betriebsvermögen zugeordnet wird. 

2. Besteuerung der Nutzung der Immobilie 
Wie bereits oben dargestellt, kann die Immobiliennutzung in Eigen- bzw. Fremdnutzung, sowie 
betriebliche und private Nutzung zu Wohnzwecken eingeteilt werden. 
Die Fremdnutzung erfolgt regelmäßig durch Vermietung oder Verpachtung. Dabei kann es sich 
sowohl um die Vermietung/Verpachtung von Wohnungen, von möblierten Zimmern als auch 
von betrieblich genutzten Immobilien handeln. Bei der Eigennutzung ist ebenfalls danach zu dif-
ferenzieren, ob die Eigennutzung zu betrieblichen oder zu Wohnzwecken erfolgt. 
Es ergeben sich daher folgende Nutzungsmöglichkeiten, die steuerrechtlich teilweise unterschied-
lich behandelt werden:

 

Eigene  
Wohnzwecke 

Fremde 
Wohnzwecke 

Eigen-
betrieblich 

Fremd- 
betrieblich 

Die nachfolgenden Ausführungen gehen davon aus, dass die Nutzung durch eine natürliche Per-
son erfolgt, die im Inland ansässig ist. Der Auslandsfall wird im Rahmen dieser Einführung in 
§ 1 B. I. 4. behandelt. Auf die Beteiligung von Personen- oder Kapitalgesellschaft en wird im § 2 
Besonderer Teil eingegangen. 

a) Umsatzsteuer
Die Fremdnutzung durch Vermietung und Verpachtung durch einen Unternehmer stellt unge-
achtet der Nutzung beim Mieter gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG einen umsatzsteuerbaren Vorgang 
dar. Gem. § 4 Nr. 12a UStG sind die Umsätze aus der Vermietung oder Verpachtung von Grund-
stücken grundsätzlich steuerbefreit. Es besteht jedoch gem. § 9 Abs. 1 und Abs. 2 UStG die Mög-
lichkeit auf die Steuerfreiheit der Umsätze aus Vermietung und Verpachtung zu verzichten, sofern 
der Mieter das Grundstück nicht ausschließlich für Umsätze verwendet, die den Vorsteuerabzug 

8 Für Altgebäude (Herstellung/Anschaff ung bis zum 1.1.2001), die zum Betriebsvermögen gehören und nicht zu 
Wohnzwecken dienen, gelten für die Anwendungen des § 7 Abs. 4 und Abs. 5 EStG die Übergangsvorschrift  des § 52 
Abs. 21b EStG bzw. § 52 Abs. 8 S. 3 i.d.F. v. 12.6.1985.
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B. Übersicht über die Besteuerung von Immobilienvermögen

ausschließen. In Abweichung zur Veräußerung ist hier die Art der Verwendung durch den Mieter 
für den Verzicht auf Steuerbefreiung maßgeblich. Die Steuerbefreiung erstreckt sich jedoch nicht 
auf die kurzfristige Vermietung von Wohn- und Schlafräumen (z.B. in einem Hotel).9 Bemes-
sungsgrundlage ist das für die Nutzungsüberlassung aufgewendete Entgelt. Steuerschuldner ist 
im reinen Inlandsfall gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG der Vermieter. Der Steuersatz beträgt 19%.
Bei der Nutzung der Immobilie zu fremdbetrieblichen Zwecken ist darauf abzustellen, ob der 
Mieter selbst Umsätze erzielt (Ausgangsumsätze), die zum Vorsteuerabzug berechtigen. Dies ist 
regelmäßig dann nicht der Fall, wenn die Ausgangsumsätze steuerfrei sind.
Erfolgt eine Fremdnutzung zu einem solchen Zweck, der seinerseits umsatzsteuerfrei ist, scheidet 
ein Optionsrecht des Vermieters aus. Sind die Ausgangsumsätze des Mieters hingegen umsatz-
steuerpfl ichtig, so kann der Vermieter von seinem Optionsrecht Gebrauch machen. 

 >Beispiele:
Bei Vermietung an einen Arzt ist eine Option des Vermieters zu umsatzsteuerpfl ichtigen Vermietungseinkünften ausge-

schlossen, da die Leistungen des Arztes gem. § 4 Nr. 14a UStG steuerfrei sind. Anders ist der Fall bei Vermietung an einen 

Rechtsanwalt zu beurteilen, dessen Leistungen umsatzsteuerpfl ichtig sind. Hier besteht für den Vermieter ein Options-

recht. 

Erfolgt eine Fremdnutzung zu Wohnzwecken scheidet ein Optionsrecht gem. § 9 Abs. 2 UStG 
regelmäßig aus10, da der Mieter keine Umsätze generiert, die eine Steuerpfl icht und damit eine 
Vorsteuerberechtigung begründen können. D.h. die Vermietung zu Wohnzwecken erfolgt i.d.R. 
umsatzsteuerfrei.
Die Mieteinnahmen aus der Vermietung zu Wohnzwecken bzw. zu umsatzsteuerbefreiten betrieb-
lichen Zwecken bleiben demnach zwingend umsatzsteuerfrei. Ein Vorsteuerabzug des Vermieters 
für eine zuvor empfangene umsatzsteuerpfl ichtige Leistung/Lieferung im Zusammenhang mit 
dem Grundstück ist somit gem. § 15 Abs. 2 UStG nicht möglich. 
Wird die Immobilie zunächst umsatzsteuerpfl ichtig vermietet, ist ein Vorsteuerabzug möglich. Im 
Falle einer Nutzungsänderung – umsatzsteuerfreie Vermietung – innerhalb von 10 Jahren kann 
es zu einer umsatzsteuerlichen Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG kommen, was 
zu einer anteiligen Rückzahlung der Vorsteuer führt. 

b) Grundsteuer
Darüber hinaus wird unabhängig von der Nutzungsart von der jeweiligen Gemeinde, in de-
ren Gebiet das Grundstück belegen ist, Grundsteuer auf das Eigentum an Grundstücken und 
deren Bebauung erhoben. Die Grundsteuer ist abhängig von der Beschaff enheit und dem Wert 
des Grundstücks. Bemessungsgrundlage ist der vom Finanzamt festgestellte Einheitswert. Dieser 
liegt in der Regel unterhalb des Verkehrswerts. Der Einheitswert wird mit der Grundsteuermess-
zahl multipliziert, die je nach Grundstücksart zwischen 2,6‰ und 3,5‰ beträgt. Der so ermittelte 

9 § 4 Nr. 12 S. 2 UStG.
10 Für Altfälle ist die Übergangsvorschrift  des § 27 Abs. 2 UStG zu beachten, wonach auch bei Vermietung zu Wohn-

zwecken zur Umsatzsteuer optiert werden kann.
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§ 1 Allgemeiner Teil

Grundsteuermessbetrag wird mit dem jeweiligen Hebesatz der Gemeinde multipliziert. Dieser 
variiert je nach Gemeinde derzeit zwischen 350% und 810%.11 Steuerschuldner ist regelmäßig der 
Grundstückseigentümer.

c) Ertragsteuern
Vermietet der Steuerpfl ichtige Immobilien zu fremden Wohnzwecken, so erzielt er in der Regel 
Einkünft e aus Vermietung und Verpachtung nach § 21 EStG. In diesem Fall erfolgt die Ein-
kunft sermittlung durch Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten gem. § 2 Abs. 2 Nr. 
2 EStG. Es gilt das Zu- und Abfl ussprinzip nach § 11 EStG. Als Einnahmen bei den Einkünft en 
aus Vermietung und Verpachtung sind dabei typischerweise die Mieteinnahmen anzusehen. Als 
Werbungskosten fallen dabei im Wesentlichen die Betriebs- und die Finanzierungskosten sowie 
die AfA an. Der anzuwendende Steuersatz ist abhängig davon, wem die Einkünft e zuzurechnen 
sind. Bei natürlichen Personen fi ndet der reguläre Einkommensteuertarif von 14 bis 45% zzgl. 
Solidaritätszuschlag i. H. v. 5,5 % (SolZ)12 Anwendung.
Nicht um Einkünft e aus Vermietung und Verpachtung, sondern um gewerbliche Einkünft e 
i.S.d. § 15 EStG handelt es sich, sobald die Grenze zur gewerblichen Vermietung überschritten 
wird, d.h. wenn die erbrachte Leistung über die bloße Vermietungstätigkeit hinausgeht. Dies ist 
z.B. dann der Fall, wenn der Steuerpfl ichtige möblierte Zimmer vermietet und Zusatzleistungen 
erbringt (Pension). In diesem Fall kann die Einkunft sermittlung je nach Art der gewerblichen 
Tätigkeit und der damit verbundenen handelsrechtlichen Buchführungspfl icht entweder mittels 
Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG bzw. nach § 5 Abs. 1 EStG erfolgen oder durch 
Einnahmen-Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG, wobei innerhalb des Betriebsvermögens-
vergleich, die §§ 4 bis 7g EStG Anwendung fi nden.
Ist der Steuerpfl ichtige gewerblich tätig, fällt neben der Einkommen- auch Gewerbesteuer an. Die 
Bemessungsgrundlage ist der modifi zierte Gewinn aus Gewerbebetrieb. Die Modifi kation besteht 
in möglichen Hinzurechnungen von Finanzierungsanteilen bzw. speziellen Grundstückskürzun-
gen auf die im § 2 eingegangen wird. Die Gewerbesteuerbelastung variiert je nach Hebesatz13 zwi-
schen 7% und 17,15% der Bemessungsgrundlage. Sofern Gewerbesteuer zu entrichten ist, kann 
eine Einkommensteuerermäßigung nach § 35 EStG wirksam werden. 
Vermietet der Steuerpfl ichtige Immobilien für fremdbetriebliche Zwecke, so stellen die daraus 
erzielten Mieteinnahmen ebenfalls grundsätzlich Einkünft e aus Vermietung und Verpachtung 
gem. § 21 EStG dar. Etwas anderes gilt wiederum dann, wenn die Grenze zur gewerblichen Ver-
mietung überschritten wird. Insoweit gilt das oben Gesagte. Die Einkunft serzielung ist also nicht 
von der wirtschaft lichen Betätigung des Mieters abhängig, sondern begründet sich ausschließlich 
nach der wirtschaft lichen Betätigung des Vermieters. 
Eine Besonderheit hinsichtlich der Einkunft sart ergibt sich für den Fall der Betriebsaufspaltung. 
Eine solche liegt dann vor, wenn ein Besitzunternehmen Anlagevermögen an ein Betriebsunter-
nehmen vermietet bzw. verpachtet, mit dem eine sachliche und personelle Verfl echtung besteht. 
In diesem Fall werden die Mieteinkünft e in Einkünft e aus Gewerbebetrieb umqualifi ziert.14 

11 Die Hebesätze beziehen sich auf den Grundsteuermessbetrag B für bebaute oder bebaubare Grundstücke und Gebäu-
de.

12 Der Steuertarif liegt einschließlich SolZ zwischen 14,77 bis 47,46%.
13 Der Hebesatz beträgt mindestens 200% (§ 16 GewStG) bis zu derzeit 490% (z.B. München).
14 Weitere Einzelheiten zur Betriebsaufspaltung in § 2 A. II. a) bb).
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B. Übersicht über die Besteuerung von Immobilienvermögen

Nutzt der Steuerpfl ichtige die Immobilie selbst zu eigenbetrieblichen Zwecken, so erzielt er zwar 
keine Einkünft e aus Vermietung und Verpachtung, jedoch fi ndet die Immobilie mittelbare Be-
rücksichtigung in der jeweiligen Einkunft sart. Dies führt dazu, dass Aufwendungen in Zusam-
menhang mit der Immobilie steuerlich geltend gemacht werden können. Im Umkehrschluss stellt 
die Immobilie steuerlich Betriebsvermögen dar. 

 >Beispiele:
Nutzt ein Freiberufl er eine Immobilie selbst zu erwerbswirtschaftlichen Zwecken (z.B. Büroräume eines Architekten), 

fi ndet die Immobilie über seine selbständigen Einkünfte nach § 18 EStG mittelbar Berücksichtigung. 

Besteht die Immobiliennutzung in der Eigennutzung zu Wohnzwecken, so hat dies für die lau-
fende Besteuerung keinerlei Auswirkungen. Aufwendungen im Zusammenhang mit der Immobi-
lie können nicht steuerlich geltend gemacht werden. Ausnahmen bestehen für zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Baudenkmalen, Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Ent-
wicklungsgebieten (vgl. § 10f EStG) und ungenutzte schutzwürdige Kulturgüter (vgl. § 10g EStG).
Erfolgt eine Nutzungsänderung von Betriebsvermögen in Privatvermögen, indem ein Gebäude 
bspw. zunächst eigenbetrieblich und später zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird, so kann u.U. 
der Tatbestand der Entnahme erfüllt sein, mit der Folge, dass die stillen Reserven aufgedeckt wer-
den und eine Gewinnrealisierung stattfi ndet. 

3. Besteuerung der Veräußerung bzw. Übertragung

a) Erbschaft- und Schenkungsteuer/ Verkehrsteuern
Im Hinblick auf die Erbschaft -/Schenkungsteuer sowie Umsatz- und Grunderwerbsteuer kann 
auf obige Ausführungen bei Erwerb verwiesen werden. 

b) Ertragsteuern
Wird eine Immobilie veräußert, resultiert hieraus grundsätzlich ein Veräußerungsgewinn bzw. 
-verlust in Abhängigkeit von den Anschaff ungs-/Herstellungskosten und dem Veräußerungserlös.
Grundsätzlich handelt es sich bei der Veräußerung, der mit Einkünft en aus § 21 EStG (Vermie-
tung/Verpachtung zu fremden betrieblichen oder Wohnzwecken) im Zusammenhang stehenden 
Immobilie um einen privaten Vermögensvorgang, der als solcher nicht der Einkommensteuer 
unterliegt. Etwas anderes gilt dann, wenn es sich um ein sog. privates Veräußerungsgeschäft  
i.S.d. § 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG handelt, welches zu sonstigen Einkünft en i.S.d. § 22 Nr. 2 EStG führt. 
Dies ist gegeben, wenn der Zeitraum zwischen Anschaff ung/Herstellung und Veräußerung nicht 
mehr als zehn Jahre beträgt. In diesem Fall ist der Veräußerungsgewinn als sonstige Einkünft e 
i.S.d. § 22 EStG zu erfassen. Ein Verlust ist nur mit positiven Einkünft en aus anderen privaten 
Veräußerungsgeschäft en verrechenbar. 
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